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 Alrkunden und hr hiemit für Ans und Me Ha 540 
Wir mit Seiner Durchlaucht dem Herzoge von Mecklenburg⸗ Schwerin wegen 
wechſelſeitiger Anhaltung und Auslieferung der Vagabunden, Uns folgender⸗ 
maßen vereinbaret haben: 

I. Alle Vagabunden, welche ſich in den Roͤnigl. Preußiſchen Shanfin 
und den Herzogl. Mecklenburg ⸗Schwerinſchen Landen betreffen laſſen, werden 
jedesmal arretirt, und diejenigen davon, welche aus dem Lande des einen 
oder andern Theils beider Kontrahenten gebuͤrtig fi nd, werden an die naͤch⸗ 
ſten Grenzbehoͤrden ihres Vaterlandes abgeliefert, damit fie verhindert wer⸗ 
den, weiter zu vagabundiren. Diejenigen Vagabunden, welche aus einem 
Lande gebürtig find, wohin der direkte Weg, von dem Orte der Arretirung 
aus, durch das Land des einen der beiden Fontrahirenden Theile geht, ſollen 
bis zu deren Grenze transportirt und der dortigen erſten Grenzbehoͤrde uͤber⸗ 
liefert werden, damit ſie von dort aus weiter bis in ihr Vaterland eskortirt 
werden koͤnnen. Wenn aber die Route nicht direkte durch das Land des einen 
oder des andern der beiden Kontrahenten fuͤhrt, ſo duͤrfen die Vagabunden 
nicht auf das Territorium des andern Theils gebracht werden. 


2. Kein Bagabunde, deſſen Geburtsort unbekaunt iſt, darf von dem⸗ 


jenigen Theil, welcher ihn hat arretiren laſſen, auf das Territorium des an 


dern geſchickt werden. Beide Theile werden dieſerhalb in Ihren Landen die 
gemeſſenſten Befehle ertheilen, um zu verhindern, daß ſolche Vagabunden 
auf das Territorium des andern gebracht werden. 5 
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Auslieferung der Bagabunden eääüftiggt find, olle ſich it der betreffenden 
naͤchſten Graͤnzbehör e daruͤber coneertiren, wann und in welcher Art die Ueber⸗ 
lieferung rue Indioiduen jebesmal geſchehen ſoll. Auch ſollen immer 
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4. Diejenige Orts⸗ Behörde; B wo der Bagabunde. arretirt worden iſt, 
ſoll jedesmal ſeine, auf das erſte . e abgegebene Erklaͤrung 
über feinen Geburtsort derfenigen Grenzbehoͤrde mittheilen, an welche derſelbe 
abzulieſern ſeyn wird. Dieſe Verfahrungsgart findet jedoch bei denjenigen Va⸗ 
gabunden, welche nicht aus dem Lande des Kinn dete beiden . 
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Bei den gegenwärtigen Umſtaͤnden, ſehen Wir Uns beranlaßt, bie 
Exportation der Scheidemuͤnze ſowohl als des Silbers in Barren nicht anders 
als gegen Paͤſſe Unſers Staats⸗ Kanzlers, zu geſtatten, ſonſt aber gaͤnzlich 
zu verbieten. Auf die verbotwidrige Exportation ſtehet die Strafe der Con⸗ 
fiscation. Die Denunclanten, ſo wie diejenigen, welche dergleichen zur Aus⸗ 
fuhr beſtimmte Scheidemuͤnze oder Silber anhalten, bekommen die Haͤlfte 
der Strafe. In Ruͤckſicht der gehoͤrig erwieſenen Durchfuhr der edlen Metalle 
und der Scheidemuͤnze, bleibt es bei den bisherigen Vorſchriften. Auch auf 
das kleine Grenz- Verkehr findet dieſes Verhot BEN Auen dung. 
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unter welchen Umſtaͤnden die Anlegung neuer Apotheken zu beinen 
oder zu verſagen ſey? a 
unzulänglich und mangelhaft hefunden worden, Folgendes zu beſchließen geruhet: 
ö H. I. In Abſicht der vorſchriftsmaͤßigen Prüfung und Qualification 
= der Apotheker, ſo wie ihrer Legitimation, um den Gewerbeſchein zum Betrieb 
ihres Gewerbes loͤſen zu können, behält es bei den ſchon beſtehenden Geſetzen 


ſein Bewenden und verſteht es ſich von ſelbſt, daß auch, wer eine neue Apo⸗ 
theke anlegen will, allen des falſi igen Forderungen zu genuͤgen hat. 


H. 2. Die Anlage neuer Apotheken findet wie in Städten, fo in Flecken 
und Doͤrfern nur e wenn en Bedürfniß einer Vermehrung derſelben 
en 8 : 
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a 
: Wenn der Kreisphyſtkus im Einverſtaͤndniß mit der Polizeh⸗ 
Behörde 85 den ‚größern Städten find es die Magiſtraͤte oder Polizey⸗Prä⸗ 
ſidien, in den kleinern Staͤdten oder in den Flecken die unter der Kreispolizey 
ſtehen, iſt es dieſe), die Anlage einer neuen Apotheke aus Gruͤnden noͤthig 
finden; ſo ſuchen fie von ber Medizinal⸗Oeptaklon det eee 
die Erlaubniß dazu nach. 
F. 4. Für zureichende Gründe werden angenommen: 
reine bedeutende Vermehrung der Bolksmenge, 
bedeutende Erhöhung ihres Wohlſtandes. 
$. 5. Findet die Medizinal⸗Deputation die angegebenen Gründe hin 


reichend und klar, 55 . se die Erkelenz zur Anlage einer neuen Ape 


theke, wenn 8 
entweder al gar keine Apotheke an dem Orte vorhanden HL, oder 
wenn der oder die ſchon vorhandenen Apotheker, nach vorher gegan⸗ 


gener Aufforderung der Anſetzung eines neuen, nicht ie a 


oder ihren Widerſpruch nicht begründen können. 

§. 6. Iſt die Medizmal⸗Deputation der Meinung, daß ein ſolches Wi⸗ 
derſpruchsrecht begründet ſey, ſo uͤberlaͤßt fie nach der genaueſten Ausmittelung 
aller Umſtaͤnde die Sache dem allgemeinen Polizei⸗Departement; zur Entſcheidung. 
. 7. In den drei ‚großen: Städten, Berlin, Königsberg und Breslau 
wird die Entscheidung der Frage uber die Anlegung neuer Apotheken von dem 
Polizey⸗ Praäſis dio, im Einverſtaͤndniß mit dem Stadtphyſikus allemal ae 

ur von dem Allgemeinen Polizey⸗ Departement nachgeſucht. 
$. 8. Dieſes beſtimmt, wenn der Vortheil des Ganzen die Anlegung 
neuer Apotheken erfordert, die Entſchaͤdigung der bis dahin beſtandenen, nach 
den Grundſaͤtzen des, über die polizeilichen Verhaͤltniſſe der Gewerbe, erſchie⸗ 

nenen Geſetzes, vom 7ten September d. J. = 

F. 9. Die Beſtimmung, in wie fern mit den Apotheken der kleinern 
Staͤdte Gewuͤrzkram oder Material⸗Handel verbunden ſeyn duͤrfe, gebuͤhrt alle⸗ 
mal den Polizey⸗ und Medizinal⸗Deputationen der Provinzial⸗Regierungen. 4 


Hiernach haben ſich alle Behörden, die es angeht, genau zu na a 


Gegeben er den e, Oktober 1811. 
Friedrich Wilhelm. f 
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